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Geſetz- Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Nl. 25 Ten 


(Nr. 4412.) Geſetz, betreffend die Abaͤnderung des Artikels 42. und die Aufhebung des 
Artikels 144. der Verfaſſungs-Urkunde vom 31. Januar 1850. Vom 
14. April 1856. 


Wir Friedrich, Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 
5 Artikel 1. 


Die Artikel 42. und 114. der Verfaſſungs-Urkunde vom 31. Januar 
1850. ſind aufgehoben. 
Artikel 2. 


An Stelle des Artikels 42. treten folgende Beſtimmungen: 
Ohne Entſchaͤdigung bleiben aufgehoben, nach Maaßgabe der er⸗ 
gangenen beſonderen Geſetze: 

1) das mit dem Beſitze gewiſſer Grundſtuͤcke verbundene Recht der 
Ausuͤbung oder Uebertragung der richterlichen Gewalt (Titel VI. 
der Verfaſſungs-Urkunde) und die aus dieſem Rechte fließenden 
Exemtionen und Abgaben; 

2) die aus dem gerichts- und ſchutzherrlichen Verbande, der früheren 
Erbunterthaͤnigkeit, der früheren Steuer- und Gewerbe-Verfaſſung 
herſtammenden Verpflichtungen. 

Mit den aufgehobenen Rechten fallen auch die Gegenleiſtungen 
und Laſten weg, welche den bisher Berechtigten dafuͤr oblagen. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. N 
Gegeben Charlottenburg, den 14. April 1856. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Walderſee. Fuͤr den Miniſter für die landwirth⸗ 
ve ſchaftlichen Angelegenheiten: 
5 25 v. Manteuffel. 
Jahrgang 1856, (Nr, 4412—4413,) 47 IS = (Nr. 4413.) 


Ausgegeben zu Berlin den 29. Mai 1856. 
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(Fr. 4413.) Geſetz, betreffend die laͤndlichen Ortsobrigkeiten in den ſechs oͤſtlichen Provinz 


zen der Preußiſchen Monarchie. Vom 14. April 1856. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
ur Ergaͤnzung der Geſetze uͤber die laͤndliche Polizeiverfaſſung in den ſechs 
oͤſtlichen Provinzen der Monarchie, insbeſondere der Vorſchriften, welche dar⸗ 
‚über in dem Allgemeinen Landrecht Theil II. Titel 7. und Titel 17. $$. 10. 
bis 22., in der Verordnung vom 31. März 1833. (Geſetz-Sammlung S. 61.), 
in dem Geſetze vom 8. Mai 1837. (Geſetz⸗Sammlung S. 99.), in der Ver⸗ 
ordnung vom 31. März 1838. (Geſetz⸗Sammlung S. 253.), in dem Geſetze 
vom 24. April 1846. (Geſetz⸗Sammlung S. 167.), ſowie in dem Geſetze vom 
23. Juli 1847. (Geſetz⸗Sammlung ©. 279.) enthalten ſind, inſoweit dieſe 
Vorſchriften nicht durch die Verordnung vom 3. Januar 1849. eine Abaͤnde⸗ 
rung erlitten haben, fuͤr die gedachten Provinzen hierdurch, was folgt: 


Se 
Die nach den H. 18 — 22. Titel 17. Theil II. Allgemeinen Landrechts 
aus Unſerem Hoheitsrechte abgeleitete, in der Regel mit dem Beſitze eines 
Ritter⸗ oder anderen laͤndlichen Gutes verbundene, ortsobrigkeitliche (polizei: 
obrigkeitliche) Gewalt kann ihrem Inhaber auf keinem andern, als dem in den 
„Geſetzen und namentlich in dem gegenwaͤrtigen, bezeichneten Wege, entzogen 
werden. i 
; §. 2. 


Die . Gewalt kann nach Anhörung des Inhabers 


und des Kreiskags mit Unſerer Genehmigung auf den Staat uͤbernommen 
werden, wenn das Gut, mit deſſen Beſitz ſie verbunden iſt, entweder: 
4) durch, Zerſtuͤckelung die Eigenschaft eines ſelbſtſtaͤndigen Gutsbezirks ver⸗ 
loren hat, oder 


2) ſeiner Subſtanz nach nicht mehr aus liegenden Gründen oder abloͤsba⸗ 


ren Realberechtigungen beſteht, auch nicht Zubehoͤr eines andern, zur po⸗ 
lizei⸗obrigkeitlichen Gewalt berechtigten Gutes iſt, oder 
3) wenn und ſo lange das Gut in den Beſitz einer Landgemeinde oder in 
den Beſitz aller oder mehrerer Mitglieder derjenigen Landgemeinde tiber: 
gegangen iſt, uͤber welche die polizei⸗obrigkeitliche Gewalt des Gutes 
ſich erſtreckt. le, 
ERS, H. 3. 


Iſt die polizei⸗obrigkeitliche Gewalt nach H. 2. auf den Staat uͤbernom⸗ 
men, ſo kann entweder dieſelbe durch Uns einem andern Gute verliehen, oder 
deren Verwaltung von der Regierung mit Genehmigung des Miniſters des 
Innern einem angeſehenen, wo moͤglich groͤßeren, Grundbeſitzer der Gegend 


als unbeſoldetes ‚Ehrenamt aufgetragen, demſelben aber dabei eine Entſchaͤdi⸗ 
gung für Dienſtunkoſten gewährt werden. Fudet 
89575 b ET ; Findel 


a 


Findet die Regierung, auch nach Anhörung des Kreistags, Niemanden, 
der dieſe Verwaltung als ein ſolches Ehrenamt zu uͤbernehmen geeignet und 
bereit iſt, ſo hat dieſelbe einſtweilen einen kommiſſariſchen Verwalter zu beſtel⸗ 
len, dem alsdann, außer der Entſchaͤdigung fuͤr Dienſtunkoſten, auch eine an⸗ 
gemeſſene Remuneration zu gewaͤhren iſt. 


H. 4. 
Die Vorſchriften des F. 3. finden auch da Anwendung, wo dem Stgate A 2 N 5 
die polizei⸗obrigkeitliche Gewalt über laͤndliche Gemeinde- oder Guts⸗Bezirke _. 2 
bereits zuſteht, oder kuͤnftig zufaͤllt. 95 e = , 


H. 5. e eee, 

Iſt ein Theil des polizei⸗obrigkeitlichen Bezirks fuͤr eine ordnungsmaͤßige eee ,, 5 
Verwaltung von dem Sitze des berechtigten Gutes zu entfernt belegen, ſo kann , 
die polizei⸗obrigkeitliche Gewalt über dieſen Theil, nach Einigung mit deren ee een, 
Inhaber, entweder mit Unſerer Genehmigung einem andern Gute, deſſen Eigen⸗ = m. Sa a. 
thuͤmer zu deren Uebernahme bereit iſt, bleibend uͤbertragen, oder auf den Staat 1 
übernommen und nach H. 3. behandelt werden. Der Kreistag iſt jedoch über” 7 „„ “= 
jede ſolche Veränderung vorher zu hören. Are, ge, anf | 


Se Peru Zus | 


So lange der Staat die nach H. 2. von ihm uͤbernommene polizei⸗obrig⸗⸗ = 775% 

keitliche Gewalt nach $. 3. nur als Ehrenamt oder kommiſſariſch verwalten 
laͤßt, ſind die Koſten dieſer Verwaltung, und zwar in dem unter Nr. 1. da⸗ 
ſelbſt erwaͤhnten Falle von den Beſitzern aller Theile des zerſtuͤckelten Gutes, 
in gleicher Art, wie die in den §H. 7. ff. des Geſetzes vom 3. Januar 1845. 
(Geſetz⸗Sammlung S. 25.) bezeichneten öffentlichen Laſten, in den Fallen un⸗ 
ter Nr. 2. und 3, aber von dem Beſitzer des berechtigt geweſenen Gutes zu 
tragen. 


| 8 

Der Inhaber der polizei⸗obrigkeitlichen Gewalt iſt verpflichtet, zu deren 
Ausuͤbung nach den Vorſchriften der Verordnung vom 31. Maͤrz 1838. und 
des Geſetzes vom 24. April 1846. einen Stellvertreter zu ernennen, wenn ent⸗ 
weder die Ausdehnung des Polizeibezirks dies erforderlich macht, oder wenn 
er aus einem in ſeiner Perſon liegenden Grunde an der ordnungsmaͤßigen Aus⸗ 
uͤbung der Polizeiverwaltung behindert wird. | 

Iſt ein folcher Inhaber ein Ausländer, fo muß er ſtets für dieſe Ver⸗ 
waltung einen inlaͤndiſchen Stellvertreter beſtellen. b 


F. 8. ü 
Fuͤr eine Ortſchaft, deren einzelne Theile verſchiedenen Polizei⸗Obrigkei⸗ 
ten unterworfen find, koͤnnen die Inhaber dieſer letzteren, falls fie nicht etwa 
dahin uͤbereinkommen, daß Einer von ihnen die Polizeiverwaltung uͤber die 
ganze Ortſchaft fuͤhren ſoll, von der Aufſichtsbehoͤrde zur Beſtellung eines ge⸗ 
meinſchaftlichen Stellvertreters angehalten werden. 
(Nr. 44130) Se AT® H. 9. 
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Ueber die Nothwendigkeit und Dauer einer ſolchen Stellvertretung (§§. 7. 


8.) hat die Auffichtsbehörde, nach Vernehmung der Inhaber, zu entſcheiden. 
Unterlaſſen die letzteren, dieſen Entſcheidungen nachzukommen, ſo kann die Auf⸗ 
ſichtsbehoͤrde, bis dies geſchieht, die Verwaltung der Polizei-Obrigkeit auf Ko: 
ſten der Inhaber einem Kommiſſarius auftragen. 


§. 10. 


Wenn mit dem Beſitze eines Gutes, dem die Eigenſchaft eines Ritter⸗ 
gutes beigelegt werden ſoll, die polizei-obrigkeitliche Gewalt bisher nicht, oder 
doch nicht über alle zu dem Gute gehörenden Grundſtuͤcke verbunden war, fo, 
kann dieſelbe dieſem Gute mit Unſerer Genehmigung und in dem durch die 
letztere zu beſtimmenden Umfange beigelegt werden, nachdem hieruͤber eine guͤt⸗ 
liche Einigung zwiſchen dem Beſitzer des Gutes und dem bisherigen Inhaber 
der polizei⸗ obrigkeitlichen Gewalt erfolgt iſt. 


N 


Wird ein beſtehender Gemeinde- oder Guts-Bezirk veraͤndert, ſo kann 
hiermit, in dem geſetzlich dabei ſtattfindenden Verfahren, ſoweit nach den oͤrt⸗ 
lichen Verhaͤltniſſen ein Beduͤrfniß dazu obwaltet, eine zweckmaͤßige Abgren⸗ 
zung der polizei⸗obrigkeitlichen Bezirke verbunden werden. 

b und inwieweit hierbei denjenigen Beſitzern, welche ihre polizei⸗obrig⸗ 
keitliche Gewalt ganz oder theilweiſe verlieren, eine Entſchaͤdigung dafuͤr ges 
buͤhrt, ſoll nicht im Rechtswege, ſondern durch Schiedsrichter entſchieden werden. 

Zu dem Ende hat jeder der Betheiligten aus der Zahl der Mitglieder 
des Kreistags einen der Schiedsrichter zu waͤhlen, und der Kreistag, fuͤr 
den Fall einer unter den letzteren obwaltenden Meinungsverſchiedenheit, einen 
Obmann zu ernennen. “> 


Uebt der Inhaber der polizei⸗ obrigkeitlichen Gewalt dieſelbe in eigner 
Perſon 5 8 1 er dabei eine ſolche Handlung, welche bei einem Beam⸗ 


ten die Natur eines Diel de e oder Vergehens im Amte haben würde, fo 
kommen die im 28. Titel des Strafgeſehduchs über Verbrechen und Vergehen 
im Amte gegebenen Vorſchriften gegen ihn zur Anwendung. 
H. 13. ’ 
Zieht die Handlung ($. 12.) bei Beamten den Verluſt des Amtes nach 
ſich, fo iſt der Inhaber der polizei-obrigkeitlichen Gewalt, welcher ſich dieſer 


Handlung ſchuldig macht, neben der ſonſt dafuͤr geſetzlich angedrohten Strafe, 
auch zur eigenen Ausuͤbung jener Gewalt fuͤr unfaͤhig zu erklaͤren. Auch kann 


er der Befugniß zur Ernennung eines Stellvertreters fuͤr verluſtig erklaͤrt 


werden. a 
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brechens oder Vergehens im Amte haben wuͤrde, ſo iſt gegen denſelben die 


gegen Beamte geſetzlich angedrohte Strafe, und ſofern dieſe in der Unfähigkeit, 


öffentliche Aemter zu führen, beſteht, auch die Unfähigkeit zu dem von ihm 
vertretenen Amte, ſowie zu allen Aemtern derſelben Art, zu verhaͤngen. 


H. 15. 

Inwieweit mit dem Verluſte der Standſchaft auch die Entziehung des 
Rechts zur Ausuͤbung der polizei-obrigkeitlichen Gewalt und der Befugniß ein⸗ 
tritt, ſolche durch Stellvertreter verwalten zu laſſen, iſt nach den Geſetzen vom 
8. Mai 1837. uͤber die perſoͤnliche Faͤhigkeit zur Ausuͤbung der Rechte der 
Standſchaft, der Gerichtsbarkeit und des Patronats, ſowie des Geſetzes vom 
23. Juli 1847. über die Entziehung oder Suspenſion ſtaͤndiſcher Rechte wegen 
beſcholtenen oder angefochtenen Rufs und den §§. 12. 21. und 22. des Straf⸗ 
geſetzbuchs zu beurtheilen. U 

$. 16. 


Gegen einen Inhaber der polizei-obrigkeitlichen Gewalt, welcher nicht 
zur Standſchaft berechtigt iſt, fol außer den Faͤllen des H. 6. des Geſetzes 
vom 8. Mai 1837. und der $$. 12. 21. und 22. des Strafgeſetzbuchs die Un⸗ 
fähigkeit zur Ausuͤbung der polizei-obrigkeitlichen Gewalt und der Befugniß, 
ſolche durch Stellvertreter ausuͤben zu laſſen, auch noch in den im §. 2. Nr. 1. 
des Geſetzes vom 23. Juli 1847. bezeichneten Faͤllen, ſowie alsdann eintreten, 
wenn derſelbe durch fein Benehmen ſich des erforderlichen Anſehens oder Wer: 
trauens verluſtig macht. 

Die Entſcheidung in dieſem letztern Falle erfolgt nach Vernehmung des 
Betheiligten und Anhörung des Kreistags durch einen Plenarbeſchluß der 
Regierung. 

Dieſe iſt auch befugt, den Inhaber von der Ausuͤbung des Rechts der 
Polizeiverwaltung vorlaͤufig zu ſuspendiren. ö 

5 §. 17. 

Tritt nach den HH. 12. bis 16. der Verluſt des Rechts zur Ausuͤbung 
der polizei⸗obrigkeitlichen Gewalt und der Befugniß, ſolche durch Stellvertreter 
ausuͤben zu laſſen, gegen den Inhaber ein, fo kommen wegen Verwaltung der 
polizei⸗obrigkeitlichen Gewalt auf die Dauer des Beſitzes des Inhabers die 
Beſtimmungen der $$. 4. und 9. bis 14. des Geſetzes vom 8. Mai 1837. und 
die Vorſchriften im $. 3. des gegenwärtigen Geſetzes zur Anwendung. 


H. 18. 

Demjenigen, welchem die Polizeiverwaltung als ein unbeſoldetes Ehren⸗ 
amt aufgetragen worden iſt ($$. 3 — 5.), kann dieſer Auftrag durch Plenar— 
Beſchluß der Regierung wieder entzogen werden. 

§. 19. 


Gegen die in den Fällen der HH. 16. 17. und 18. gefaßten Plenar⸗ 
Beſchluͤſſe der Regierung findet der Rekurs an den Miniſter des Innern ſtatt; 
dieſer Rekurs haͤlt jedoch die Ausfuͤhrung eines ſolchen Regierungsbeſchluſſes 
Cr. 4413.) nur 
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nur dann auf, wenn er innerhalb ſechs Wochen, vom Tage der erfolgten Zu⸗ & 
n des Beſchluſſes an gerechnet, bei dem Oberpraͤſidenten angebracht wor⸗ 
en iſt. 5 


| H. 20. | 
Br Die Vorſchriften des Geſetzes vom 13. Februar 1854., betreffend die 
Konflikte bei gerichtlichen Verfolgungen wegen Amts- und Dienſthandlungen, 
i finden auch Anwendung auf die Inhaber der polizei⸗obrigkeitlichen Gewalt und 
es deren Stellvertreter. 
ER . 21. | 

Die Schulzen (Scholzen, Richter) und die Schoͤppen (Gerichtsmaͤnner, 
Gerichts- oder Dorfgeſchworene), imgleichen die Stellvertreter nicht qualifizirter 
Lehn⸗ oder Erbſchulzen, werden in der Regel, ſofern nicht durch Obſervanz oder 
ſonſtige Rechtsnormen etwas Anderes feſtſteht, von dem Inhaber der Orts: 
obrigkeit nach Anhoͤrung der Gemeinde ernannt. 

Die Beſtaͤtigung erfolgt durch den Landrath. 
5 5 §. 22. 
e TT f Die 1 0 den 15 3 10 He ae e e ſowie die 
85 Ren Stellvertreter der Inhaber der polizei⸗ obrigkeitlichen Gewalt, imgleichen die 
er. = = Schulgen und Schoͤppen und die Stellvertreter nicht qualiſizirter Lehn> und 
Aa ber 867 Erbſchulzen, werden von dem Landrathe vereidet. 
7856 Bun. Zu f Jena 1886 Die uber die Eidesleiſtung aufzunehmende Verhandlung ift fportel= und 
8 ſtempelfrei. 
„ 04 

Die Vorſchriften des gegenwaͤrtigen Geſetzes finden auch auf die ehe⸗ 
mals mittelbaren Staͤdte Anwendung, uͤber welche ſich die polizei⸗obrigkeitliche 
Gewalt eines Gutes zur Zeit des Erlaſſes der Gemeinde-Ordnung vom 11. Marz 
1850, erſtreckte. 


$. 24. 
Alle den Beſtimmungen des gegenwärtigen Geſetzes entgegenſtehenden 
Vorſchriften treten außer Kraft. 5 
§. 25. 5 

RS, Der Minifter des Innern hat die zur Ausführung dieſes Geſetzes er— 

55 forderlichen Anordnungen zu erlaſſen. 

27850. e. Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterfchrift und beigedruck⸗ 
V;. tem Koͤniglichen Inſiegel. 
a Gegeben Charlottenburg, den 14. April 1856. i 


bis bre (L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 


v. Bodelſchwingh. Gr. v. Walderſee. Für den Miniſter für die landwirth⸗ 
8 a ſchaftlichen Angelegenheiten: 


v. Manteuffel. 


(Ar. 4414) 
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(Fr. 4414.) Geſetz, betreffend die Landgemeinde⸗Verfaſſungen in den ſechs Aſtlichen Provinzen eee a e 
. der Preußiſchen Monarchie. Vom 14. April 1856. un 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König vonn! 
Preußen ꝛc. ꝛc. eee, eee, 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages Unſerer Monarchie,. . eee, 
zur Ergaͤnzung der Geſetze über die Gemeinde⸗Verfaſſungen in den ländlichen 
Ortſchaften der ſechs öftlichen Provinzen, insbeſondere der Vorſchriften, wel chte 
darüber in dem Allgemeinen Landrecht Theil II. Titel 7. Abſchnitt 2., in den en & eee Ay 
beiden Verordnungen vom 31. Maͤrz 1833. (Geſetz-Sammlung S. 61. und 5 BE: 7 
62.), in dem Geſetze vom 31. Dezember 1842. (Geſetz-Sammlung für 1843. ,,, f 
S. 8.), in dem Geſetze vom 3. Januar 1845. (Geſetz⸗Sammlung S. 25. ,,, 
ſowie in dem Geſetze vom 24. Mai 1853. (Geſetz»Sammlung S. 241.) ent: 


halten find, für die gedachten Provinzen hierdurch, was folgt: ee e, 
H. 15 ue Zac , Fr 


3 


2, Den Bezirk einer laͤndlichen Gemeinde oder eines ſelbſtſtaͤndigen Gutes Veranderung 7) 5 
bilden alle diejenigen Grundſtuͤcke, welche demſelben bisher angehoͤrt haben. an ie De: 


27 Jedes Grundſtuͤck, welches bisher noch keinem Gemeinde- oder felbftz zirken. rar 
ſtaͤndigen Gutsbezirke angehört hat, iſt nach Vernehmung der Betheiligten , , I Pays 
und nach Anhörung des Kreistags durch den Oberpraͤſidenten mit einem „ 
ſolchen Bezirke zu vereinigen. Eignet ſich ein ſolches Grundſtuͤck, nach ſeinem . , 
Umfange und ſeiner Leiſtungsfaͤhigkeit, zu einem beſondern Gemeinde— oder „ ae bee. , 
ſelbſtſtaͤndigen Gutsbezirke, fo kann daſſelbe mit Unſerer Genehmigung dazu 1 
erklaͤrt werden. 1 3 11 1 Hau , 

% Die Vereinigung eines laͤndlichen Gemeindebezirks oder eines felbft- , 
fungen Gutsbezirks 5 einem andern Bezirke kann nur unter Zuſtimmung⸗ ,, 
der betheiligten Gemeinden und des betheiligten Gutsbeſitzers, nach Anhoͤrung uc, . e 
des Kreistags, mit Unſerer Genehmigung erfolgen. 5 

,Die Abtrennung einzelner Grundftücde, Abbaue, Kolonien von einem Pen, e en e, 
Gemeinde- oder ſelbſtſtaͤndigen Gutsbezirke und deren Vereinigung mit einem N 
andern ſolchen Bezirke kann, wenn die betheiligten Gemeinden oder Gutsbeſitzer, e, | 
und die Beſitzer jener Grundſtuͤcke darin einwilligen, mit Genehmigung des 
Oberpraͤſidenten geſchehen; ſoll aber aus dergleichen Grundſtuͤcken ein beſon⸗ | 
derer Gemeindebezirk oder ein ſelbſtſtaͤndiger Gutsbezirk gebildet werden, fo iſt 2-4. 52? 
die Anhörung des Kreistags und Unſere Genehmigung erforderlich. In dieſemn 5 
letzteren Wege koͤnnen Bezirksveraͤnderungen der vorbezeichneten Art, welche. 7 
im öffentlichen Intereſſe nothwendig find, ſelbſt dann vorgenommen werden, e 3/2 ge 
wenn die Betheiligten nicht darin eingewilligt haben. 1 5 SET „ 

„In allen vorſtehend bezeichneten Fallen iſt den Betheiligten der Beſchluß . re 
des Kreistags vor Einholung der hoͤheren Genehmigung mitzutheilen. an un Je A 

„ Wird in Folge einer Bezirksveraͤnderung eine Auseinanderſetzung . 
zwiſchen den Betheiligten nothwendig, ſo iſt dieſelbe im Verwaltungswege 95 

r. 4414. 7 Re: 
© I Je: S N ug mes, See pr een &. dd Koe dar; 135 eee de 

T . 
Se LEE, (8.53 e. . EB ee. pe Pa N gs C, Der Va >. F 
. e, Senor, de, eee, (907. Ass ö 


“on all Deore, 


„ 0885 2762) 


LUD EYE ee Fe, 


Stimmrecht. 
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bewirken; zu ihrer Feſtſtellung genügt, wenn die Betheiligten einig find, die 
Genehmigung der Regierung; entſtehen Streitigkeiten dabei, fo entſcheidet ſolche 


der Oberpraͤſident. Privatrechtliche Verhaͤltniſſe dürfen durch dergleichen Ver⸗ 


aͤnderungen niemals geſtoͤrt werden. 
0 Eine jede Bezirksveraͤnderung iſt durch das Amtsblatt bekannt zu 
machen. 
Der H. 9. der Verordnung vom 31. März 1833. (Geſetz-Sammlung 
S. 62.) iſt aufgehoben. 


H. IR 


Wenn ein bis dahin ſelbſtſtaͤndiger Gutsbezirk, oder ein in keinem Ge⸗ 
meindeverbande ſtehendes, großes, geſchloſſenes Waldgrundſtuͤck mit einem Ge⸗ 


meindebezirke vereinigt wird oder bereits vereinigt worden iſt, ſo ſind durch ein 


zu errichtendes Statut Feſtſetzungen uͤber das Verhaͤltniß zu treffen, in welchem 

der Beſitzer und die uͤbrigen Bewohner des Gutsbezirks oder Waldgrundſtuͤcks 

an den Rechten und Pflichten der Gemeinde Theil zu nehmen haben. 
Insbeſondere iſt in dem Statute zu beſtimmen: 


a. ob und inwieweit dem Guts- oder Waldbeſitzer, nach Maaßgabe des 
groͤßeren Umfangs oder Werths feines Beſitzthums, beſondere Rechte 
beigelegt werden ſollen, namentlich das Recht, 

in der Gemeindeverſammlung den Vorſitz oder auch mehrere Stim— 

men zu fuͤhren, — 
bei der Wahl von Gemeindeverordneten Einen oder Mehrere derſelben 
allein zu wählen, oder an deren Verſammlung ſelbſtſtaͤndig 

Theil zu nehmen, — | 

in der Verſammlung der Gemeinde oder deren Verordneten fich durch 


Pächter, Wirthſchafts- oder Forſtbeamte feiner Grundſtuͤcke 


vertreten zu laſſen; 

b. ob und inwieweit die Wiederaufloͤſung der Vereinigung des Gutsbezirks 
oder Waldgrundſtuͤcks mit dem Gemeindebezirke von dem einſeitigen Anz 
trage des Guts- oder Walbdbeſitzers, oder von dem der übrigen Ges 
meindeglieder abhaͤngig ſein ſoll. 

Ein ſolches Statut iſt nach den Exklaͤrungen der Betheiligten von dem 
Landrathe zu entwerfen, dem Kreistage zur Aeußerung daruͤber und alsdann 
1 dem Gutachten der Regierung dem Oberpraͤſidenten zur Beſtaͤtigung vor⸗ 
zulegen. \ 


$. 3. 

Die Theilnahme an dem Stimmrechte und die Art der Ausuͤbung deſſel⸗ 
ben in der Gemeindeverſammlung wird durch die beſtehende Ortsverfaſſung 
beſtimmt. 

| H. 4. 

Ergiebt ſich das Beduͤrfniß einer neuen Feſtſtellung oder Regelung der 
Stimmrechte, weil die Ortsverfaſſung daruͤber dunkel oder zweifelhaft iſt, 190 

wei 


= — 
weil danach weſentliche Mängel in Anſehung der Theilnahme an dem Stimm: ' 


rechte, namentlich erhebliche Mißverhaͤltniſſe gegen die Theilnahme an den Ge⸗ 
meindelaſten beſtehen, ſo iſt eine ſolche Ergaͤnzung oder Abaͤnderung der Orts⸗ 
Verfaſſung unter Beachtung der Vorſchriften der Hö. 5. und 6, durch einen 
von der Regierung zu beftätigenden Gemeindebeſchluß herbeizuführen, 

Kommt ein ſolcher Beſchluß nicht zu Stande, ſo iſt die Regierung be⸗ 
fugt, nach Anhörung des Kreistags und mit Genehmigung des Miniſters des 
Innern, die in Anſehung des Stimmrechts erforderliche han ang oder Ab⸗ 


Anderung der Ortsverfaſſung nach Maaßgabe der H. 5. und 6, vorzuſchreiben. 


i $. 5. 
1) Zur Theilnahme am Stimmrechte duͤrfen nur ſolche Einwohner des 
Gemeindebezirks verſtattet werden, welche einen eigenen Hausſtand 
haben und zugleich in dem Bezirke mit einem Wohnhauſe angeſeſſen 
ind i 


ind. f 

2) Wenn aber Jemand in dem Gemeindebezirke ein Grundſtuͤck beſitzt, 
welches wenigſtens den Umfang einer, die Haltung von Zugvieh zu 
ihrer Bewirthſchaftung erfordernden Ackernahrung hat, oder auf dem 
ſich eine Fabrik oder eine andere gewerbliche Anlage befindet, deren 
Werth dem einer Ackernahrung mindeſtens gleichkommt, ſo iſt derſelbe 
zur Theilnahme am Stimmrechte auch dann zuzulaſſen, wenn er nicht 
Einwohner des Gemeindebezirks iſt (Forenſe). Daſſelbe gilt auch von 
juriſtiſchen Perſonen, welche Grundſtuͤcke von einem ſolchen Umfange 
im Gemeindebezirke beſitzen. 

3) Den Beſitzern ſolcher Grundſtuͤcke, welche die uͤbrigen an Werth oder 
Groͤße erheblich uͤberſteigen, kann mehr als Eine Stimme beigelegt 
werden. b 

4) Auch koͤnnen die Gemeindeglieder in Anſehung ihrer Theilnahme am 
Stimmrechte in verſchiedene Klaſſen getheilt werden. 

5) Die Stimmen der Beſitzer derjenigen kleineren Grundſtuͤcke, welche zu 
ihrer Bewirthſchaftung kein Zugvieh erfordern, koͤnnen zu Geſammt⸗ 
ſtimmen (Kollektivſtimmen) verbunden werden. Dergleichen Beſitzer 
haben alsdann das Stimmrecht in der Gemeindeverſammlung durch 
Abgeordnete auszuuͤben, welche ſie aus ihrer Mitte auf mindeſtens 
drei und hoͤchſtens ſechs Jahre waͤhlen. 


H. 6. 


In der Ausuͤbung des Stimmrechts, zu welchem ihr Grundbeſitz 
befaͤhigt, koͤnnen vertreten werden: 


1) Minderjährige durch ihren Vater, Stiefvater oder Vormund; 
2) die Ehefrau durch ihren Ehemann, g 
ſofern zu 1. und 2. der Vater, der Stiefvater, der Vormund 
und der Ehemann im Gemeindebezirk wohnt, der Stiefvater 
das zum Stimmrecht befaͤhigende Grundstück bewirthſchaftet 
und der Vormund im a Grundbeſitzer iſt; E 
N N bei 
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bei einer dieſer Perſonen dieſe Vorbedingungen, ſo kann dieſelbe 
die Vertretung einem Stimmberechtigten aus der Klaſſe des 
zu Vertretenden oder aus der naͤchſt angrenzenden übertragen; 
3) unverheirathete Beſitzerinnen; 
4) auswärts wohnende und juriſtiſche Perſonen, ; 
zu 3. und 4. durch Stimmberechtigte derſelben oder der naͤchſt 
angrenzenden Klaſſe, — zu 4. aber auch durch Paͤchter oder 
Nießbraucher der zum Stimmrechte befaͤhigenden Grundſtuͤcke. 


F. J. | 


Die Vorſchriften der HH. 5. und 6. finden auch Anwendung, wenn in 
Folge der Zertheilung von Grundſtuͤcken oder der Bildung neuer Anſiedelungen, 
Kolonien oder Gemeinden uͤber die Theilnahme der Bewohner am Stimmrechte 


zu beſchließen iſt. 
§. 8. 


Bildung Auf den Antrag einer Gemeinde kann an die Stelle der Gemeindever⸗ 
einer, ach, ſammlung eine Vertretung derſelben durch gewählte Gemeindeverordnete einge⸗ 
Vertretung. führt werden. f a 
Wo dies geſchehen ſoll, ſind zuvor durch ein Statut die dazu erforder⸗ 
lichen Feſtſetzungen zu treffen, insbeſondere uͤber die Geſammtzahl der Gemeinde⸗ 
Verordneten, die Wahlperiode, die etwaige Klaſſeneintheilung der Waͤhler, die 
hierbei aus jeder Klaſſe zu wählende Zahl von Gemeindeverordneten, und die 
Wahlordnung. N 
Ueber ein ſolches, von der Gemeinde unter Mitwirkung der Ortsobrig⸗ 
keit und des Landraths & entwerfendes Statut iſt der Kreistag zu hören, und 
daſſelbe dann mit dem Gutachten der Regierung und des Oberpraͤſidenten dem 
Miniſter des Innern zur Beſtaͤtigung vorzulegen. s 


§. 9. 


Der Miniſter des Innern iſt befugt, eine Gemeindeverordneten-Ver⸗ 
ſammlung aufzuloͤſen, und eine Neuwahl anzuordnen. 


§. 10. 


Form der 1) Zu einer ſchriftlichen, einen Gemeindebeſchluß betreffenden Verhand⸗ 
dle, e. lung iſt erforderlich, daß darin die Namen der bei der Beſchlußfaſſung gegen: 
kunden, Voll waͤrtig geweſenen Gemeindemitglieder angegeben find, und die Verhandlung 
wachten e. außer von dem Schulzen (Scholzen, Richter) und den anweſenden Schoͤppen 

(Gerichtsmaͤnnern, Gerichts- oder Dorfgeſchworenen), auch noch von min⸗ 
deſtens drei anderen der gegenwaͤrtig geweſenen angeſeſſenen Gemeindemitglieder 
unterſchrieben iſt. i 

„D Urkunden über Rechtsgeſchaͤfte, welche die Gemeinde gegen Dritte 
verbinden ſollen, muͤſſen im Namen der Gemeinde von dem Schulzen und 
den Schoͤppen unterſchrieben und mit dem Gemeindeſiegel bedruckt fein; der 
dem Abſchluſſe des Geſchaͤfts zum Grunde liegende Gemeindebeſchluß, u die 
DR azu 
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dazu etwa erforderliche Genehmigung oder Entſcheidung der betreffenden Auf⸗ 
ſichtsbehoͤrde, muͤſſen der Urkunde in beglaubigter Form beigefuͤgt ſein. 

3) Vollmachten verbinden die Gemeinde, wenn ſie Namens ihrer, unter 
Beidruͤckung des Gemeindeſiegels, von dem Schulzen und den Schoͤppen unter⸗ 
ſchrieben ſind, und dabei von dieſen Perſonen beſcheinigt iſt, daß die Vollmacht 
auf den Grund eines ordnungsmaͤßigen Gemeindebeſchluſſes, zu welchem alle 
Stimmberechtigte gehoͤrig eingeladen worden, ausgeſtellt ſei. Eine ſolche Voll⸗ 
macht iſt auch dann ausreichend, wenn die Geſetze ſonſt eine gerichtliche oder 
Notariats-Vollmacht erfordern. Die $$. 40. bis 42. Titel 3. Theil I. der 
Allgemeinen Gerichtsordnung ſind aufgehoben. i 

4) Zu dem Nachweiſe, daß von einer Gemeinde bei der Erwerbung 
oder Veräußerung von Grundſtuͤcken oder denſelben gleichſtehenden Gerechtſa⸗ 
men die den Gemeinden geſetzlich vorgeſchriebenen beſonderen Formen beobach- 
tet ſind, genuͤgt eine Beſcheinigung der Regierung. a 


988211. 


Wenn in Anſehung des Maaßſtabs der Vertheilung der Gemeinde⸗ 
Abgaben oder Dienſte die Ortsverfaſſung dunkel, zweifelhaft oder nicht mehr 
paſſend iſt, insbeſondere ee Gewohnheit (H. 31. 39. Titel 7. Theil II. 
Allgemeinen Landrechts) dabei keinen ſicheren Anhalt gewaͤhrt, oder zu erheb⸗ 
lichen Mißverhaͤltniſſen fuͤhrt, ſo iſt eine Ergaͤnzung oder Abaͤnderung der Orts⸗ 
Verfaſſung hieruͤber, unter Beachtung der Vorſchrift des H. 12., durch einen 
von der Regierung zu beſtaͤtigenden Gemeindebeſchluß herbeizufuͤhren. 

Kommt ein ſolcher Beſchluß nicht zu Stande, ſo iſt die Regierung be⸗ 
fugt, nach Anhörung des Kreistags, mit Genehmigung des Miniſters des In⸗ 
nern, die in Anſehung der Vertheilung der Abgaben oder Dienſte erforderliche 
Ergaͤnzung oder Abaͤnderung der Ortsverfaſſung vorzuſchreiben. 


F. 12. 


Bei einer ſolchen neuen Vertheilung der Gemeindelaſten (§. 11.) iſt dar⸗ 
auf zu achten, daß dieſelbe mit Beruͤckſichtigung der in der Gemeinde ſtattfin⸗ 
denden Abſtufungen des Grundbeſitzes und des Klaſſenverhaͤltniſſes geſchehe, 
und die den einzelnen Gemeindegliedern, oder den Klaſſen derſelben, aufzuer- 
legenden Antheile an den Laſten in ein angemeſſenes Verhaͤltniß zu den Rech⸗ 
ten und Vortheilen treten, welche dieſelben in dem Gemeindeverbande genießen. 


H. 13. 


Die Vorſchrift des §. 12. findet auch Anwendung, wenn in Folge der 
Zertheilung von Grundſtuͤcken oder der Bildung neuer Anſiedelungen, Kolonien 
oder Gemeinden, uͤber die Theilnahme der Bewohner an den Gemeindelaſten 
zu beſchließen iſt. i 


§. 14. 


Inſoweit die Staatsdiener nach den beſtehenden Geſetzen zu den Ge— 
(Nr. 4414.) 48 * meinde⸗ 


Vertheilung 
der Gemeinde⸗ 
Abgaben ꝛc. 


Beſteuerung 
der Staats⸗ 
diener. 
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meindelaſten in laͤndlichen Ortſchaften herangezogen werden koͤnnen, finden da⸗ 
ſelbſt die Vorſchriften des Geſetzes vom 11. Juli 1822. (Geſetz-Sammlung 
S. 184.) und der Kabinets-Order vom 14. Mai 1832. (Geſetz-Sammlung 
S. 145.) Anwendung. i 


H. 15. 


Gemeindewaldungen ſind auch fernerhin dieſer Beſtimmung zu erhalten. 
Eine Verwandlung derſelben in Acker oder Wieſen, ſowie außerordentliche Holz— 
ſchlaͤge, koͤnnen nur mit Genehmigung der Regierung vorgenommen werden. 

Die wegen Behandlung der Gemeindewaldungen für einzelne Landes⸗ 
theile erlaſſenen Geſetze und Beſtimmungen bleiben in Kraft. 


H. 16. 


Die Vorſchriften im $. 3. Nr. 14. des Geſetzes vom 2. März 1850. 
(Geſetz⸗Sammlung S. 77.) ſind aufgehoben. N 


$. 17. 


Wir behalten Uns vor, Landgemeinden, in denen ein Beduͤrfniß dazu 
obwaltet, die Annahme der Staͤdte-Ordnung, ingleichen Stadtgemeinden, unter 
derſelben Vorausſetzung, die Annahme der Landgemeinde-Verfaſſung, in beiden 
Faͤllen mit den etwa erforderlichen Maaßnahmen zu geſtatten. 

Ueber jedes Geſuch dieſer Art iſt zuvor der Kreistag und der Provinzial⸗ 
Landtag zu hoͤren. 


H. 1 8. 


Der Miniſter des Innern hat die zur Ausfuͤhrung des gegenwaͤrtigen 
Geſetzes erforderlichen Anordnungen zu treffen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Charlottenburg, den 14. April 1856. 


(JL. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. ö 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Walderſee. Fuͤr den Miniſter für die landwirth⸗ 
ſchaftlichen Angelegenheiten: 
5 v. Manteuffel. 


zu 


(Nr. 4445.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 21. April 1856., betreffend die Genehmigung der von 
f dem General⸗Landtage der Schleſiſchen Kandfchaft wegen Abaͤnderung der 
Regulative vom 13. November 1848. und 14. Mai 1849. ꝛc. gefaßten 

Beſchluͤſſe. 


Au Ihren Bericht vom 30. März d. J. ertheile Ich hierdurch den von 
dem achten General-Landtage der Schleſiſchen Landſchaft gefaßten, die Abaͤn⸗ 
derung des Regulatios vom 13. November 1848. (Geſetz- Sammlung fuͤr 1848. 
S. 411.) und des Regulativs vom 14. Mai 1849., ſowie des zu dem letzteren 

ehoͤrigen Taxregulativs (Geſetz⸗Sammlung für 1849. S. 183.) betreffenden Be⸗ 

Alten, wie folgt, Meine Beftätigung. 


J. Zu dem Regulative vom 13. November 1848., und zwar: 


1) Zu H., 2. Litt. b. und c. Zum Zwecke einer nothwendigen Erleichte⸗ 
rung in der Benutzung des landſchaftlichen Realkredits, insbeſondere 
zum Zwecke der Einloͤſung von Hypotheken, welche in Pfandbriefe 
oder in landſchaftliche Darlehne nach dem Regulativ vom 11. Mai 
1849. umgeſchrieben werden ſollen, imgleichen zu zeitweiſer Beleihung 
neu ausgefertigter Pfandbriefe, wenn ſelbige zu einem angemeſſenen 
Kurſe nicht auszubringen ſind, duͤrfen Hypotheken, welche in land⸗ 
ſchaftliche Pfandbriefe oder in Darlehne nach dem Regulativo vom 
11. Mai 1849. umgeſchrieben werden ſollen, und die alſo innerhalb 
der erſten Werthshaͤlfte des Gutes oder Grundſtückes eingetragen 
find, je nach dem Ermeſſen der General-Landſchaftsdirektion zu einem 
höheren Prozentſatze bis zun vollen Nennwerthe beliehen, — alle 
auf neu ausgefertigte Pfandbriefe zu gewaͤhrenden Darlehne aber auf 
ein volles Jahr bewilligt werden. 5 

2) Zu F. 3. Inſoweit Darlehne zur Vermittelung des Pfandbriefs⸗ 
kredits nachgeſucht werden, iſt eine Abweichung von dem normalen 
Verhaͤltniſſe der verſchiedenen Kategorien ſtatthaft. 

3) Zu F. 7. Zur Beſchaffung der erforderlichen Baarſchaft für den 
Geſchaͤftsbetrieb iſt die General-Landſchaftsdirektion befugt, verzins⸗ 
liche Darlehne zu Laſten der Darlehnskaſſe aufzunehmen. 


II. Zu dem Regulative vom 11. Mai. 1849. 


1) Zu H. 4. Auch die Beſitzer der nach dem Landſchaftsreglement vom 
9. Juli 1770. zum landſchaftlichen Verbande gehoͤrigen Guͤter koͤn⸗ 
nen zu Kreistaxatoren gewaͤhlt werden. 

2) Zu H. 4. und 5. Der General⸗Landſchaftsdirektion ſteht die Be⸗ 
fugniß zu, die von den Fuͤrſtenthums⸗Landſchaften feſtgeſetzten Taxen 
zur Superreviſton einzufordern, und ſelbige noͤthigenfalls herabzuſetzen, 
auch die Zurückzahlung des danach ungerechtfertigten Kredites zu ver⸗ 
langen. Gegen die Verfügung der General⸗Landſchaftsdlrektion ſteht 

g dem Beſitzer des Grundſtückes und der betreffenden Fuͤrſtenthums⸗ 
(Nr. 4446.) Land⸗ 
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Landſchaft der Rekurs an den zunaͤchſt zuſammentretenden engeren 
Ausſchuß zu; doch kann inzwiſchen die angefochtene Verfuͤgung in 
Vollzug geſetzt werden. i 

3) Zu H. 6. Litt. b. Der Darlehnsſucher muß die Verbindlichkeit uͤber⸗ 
nehmen, die zum Betriebe der Wirthſchaft erforderlichen Gebaͤulich⸗ 
keiten fuͤr einen angemeſſenen Werth bei einer ſtaatlich konzeſſionirten 
Verſicherungsgeſellſchaft gegen Feuersgefahr zu verſichern. 

4) Zu H. 17. Durch Abzahlung von Theilbetraͤgen des landſchaftlichen 
Darlehns erwirbt, wie dies ſchon aus den Vorſchriften der SS. b. 
17. und 20. dieſes Regulativs folgt, der Schuldner nicht die mit der 
abbezahlten Forderung verbunden geweſenen Privilegien, noch auch — 
der Landſchaft gegenüber — die Theilnahme an der Prioritaͤt des 
See landſchaftlichen Reſtdarlehns und der Nebenforderungen 
deſſelben. - f 


5) Zu F. 18. 

a) Den Kreistaratoren werden an Diaͤten zwei Thaler fuͤr jeden 
Arbeitstag und an Reiſekoſten einſchließlich der Reiſediaͤten funf⸗ 
zehn Silbergroſchen fuͤr jede Meile des Hinweges und fuͤr jede 
Meile des Ruͤckweges gewaͤhrt. 

b) Die Landſchafts-Syndiei, wenn fie zur Aufnahme von Taxen 
nichtinkorporirter Guͤter entſendet werden, beziehen Diaͤten und 
Reiſekoſten, wie fie in dem landſchaftlichen Tarif der Diäten 
und Fuhrkoſten für Parteiſachen normirt ſind. 

c) Der Darlehnsſucher iſt verbunden, zur Deckung der Taxkoſten 
für den Fall, daß das Darlehnsgeſchaͤft nicht zu Stande kommt, 
einen angemeſſenen Koſtenvorſchuß zu leiſten. 

d) Das von dem Darlehnsnehmer bei Empfang des Darlehns zu 
entrichtende Prozentgeld iſt auf Ein Prozent nicht des wirklich 
entnommenen, ſondern des nach Verhaͤltniß der Taxe zulaͤſſigen 
Darlehnsbetrages zu bemeſſen. 

6) Zu $. 32. Bei der Reviſion der Rechnungen werden nicht Abgeord⸗ 
nete der Darlehnsſchuldner, ſondern drei Meiſtbetheiligte derſelben, 
und zwar je einer aus dem Bereiche von Oberſchleſien, Mittelſchle⸗ 
ſien und Niederſchleſien zugezogen. f 


III. Zu dem Taxregulative, und zwar: 


Zu H. 10. Wenn das zu beleihende und zu dem Zweck abgeſchaͤtzte 
Grundſtuͤck mit Privatabgaben und Laſten, welche auf ſpeziellen 
Rechtstiteln beruhen, dergeſtalt behaftet iſt, daß der Jahresgeldwerth 
derſelben mehr als Eins vom Tauſend desjenigen Taxwerthes be⸗ 
traͤgt, welcher als ſolcher ausgeſprochen werden muͤßte, wenn die Ab⸗ 
gaben und Laſten nicht darauf hafteten, ſo iſt zu Findung des zu⸗ 
laͤſſigen Kredites eine beſondere Berechnung nach folgenden Grund⸗ 

ſaͤtzen anzulegen. Es iſt namlich zunaͤchſt feſtzuſtellen, welcher 120 
werth 


— 367 — 


werth dem Grundſtuͤcke in der Vorausſetzung beizulegen ſein wuͤrde, 
wenn die Laſten und Abgaben nur Eins vom Tauſend jenes uͤbrigen 
Werths erreichten. Der ſo gefundene Taxwerth des Grundſtuͤcks iſt 
zu halbiren, und von der Haͤlfte das Abloͤſungskapital desjenigen 
Mehrbetrages der Laſten und Abgaben abzuſetzen, welcher bei der 
obigen Vorausſetzung und der darauf gegruͤndeten Berechnung un⸗ 
beruͤckſichtigt geblieben iſt. Der fo gefundene Reſtbetrag der Werths⸗ 
haͤlfte ſtellt den Betrag des zulaͤſſigen Kredites dar. 

Dieſer Mein Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen 

Kenntniß zu bringen. . 1 
Charlottenburg, den 21. April 1856. 


Friedrich Wilhelm. 
en Simons. v. Weſtphalen. 
An den Juſtizminiſter und den Miniſter des Innern. 


(Nr. 4416.) Bekanntmachung, betreffend die unter dem 14. April 1856. erfolgte Allerhoͤchſte 
Beſtaͤtigung der Statuten der Aktiengeſellſchaft unter dem Namen: „Schle— 
ſiſche Bergwerks- und Huͤtten-Aktiengeſellſchaft Vulkan“, mit dem Do— 
mizil zu Beuthen in Oberſchl. Vom 24. April 1856. 


De Koͤnigs Majeſtaͤt haben die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter 
der Benennung „Schleſiſche Bergwerks- und Huͤtten⸗Aktiengeſellſchaft Vulkan“, 
mit dem Domizil zu Beuthen in Oberſchl., zu genehmigen und die unterm 11. Fe⸗ 
bruar und 13. Maͤrz d. J. gerichtlich vollzogenen Statuten der Geſellſchaft 
mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 14. d. M., welcher nebſt den Geſellſchafts— 
Statuten durch die Regierung zu Oppeln zur öffentlichen Kenntniß gebracht 
werden wird, zu beſtaͤtigen geruht. 8 
Solches wird nach Vorſchrift des $. 3. des Geſetzes uͤber die Aktien⸗ 
Geſellſchaften vom 9. November 1843. hierdurch bekannt gemacht. 


Berlin, den 24. April 1856. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
v. d. Heydt. 


(Ir. 4415—4418.) (Ir. 4417.) 


—— ie 


(Ir. 4447.) Bekanntmachung über die unterm 14. April 1856. erfolgte Allerhoͤchſte Beftä- 
’ tigung des Statuts des Aktienvereins zum chauſſeemaͤßigen Ausbau der 
Straße von Ohlau nach Strehlen vom 24. September 1853. Vom 

25. April 1856. 


Des Könige Majeſtät haben das Statut des Aktienvereins zum chauſſee⸗ 
mäßigen Ausbau der Straße von Ohlau nach Strehlen, de dato Ohlau den 
24. September 1853., mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 14. April d. J. zu 
beſtaͤtigen geruht, was nach Vorſchrift des §. 3. des Geſetzes uͤber Aktien⸗ 
Geſellſchaften vom 9. November 1843. mit dem Bemerken bekannt gemacht 
wird, daß das Statut durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu 
Breslau zur öffentlichen Kenntniß gelangen wird. 8 
Berlin, den 25. April 1856. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
v. d. Heydt. 0 


8 


(Nr. 4418.) Bekanntmachung, betreffend die unterm 14. Januar 1856. erfolgte Allerhoͤchſte 
Beſtaͤtigung der Statuten einer Aktiengeſellſchaft unter dem Namen: 
„Bergbaugeſellſchaft Holland“, mit dem Domizil zu Wattenſcheid. Vom 
27. April 1856. 


V Koͤnigs Majeſtaͤt haben die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter 
dem Namen: „Bergbaugeſellſchaft Holland,“ mit dem Domizil zu Watten⸗ 
ſcheid, zu genehmigen und deren in dem notariellen Akte vom 21. November 
1855. feſtgeſtellten Statuten mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 14. Januar 
d. J., welcher nebſt den Statuten durch das Amtsblatt der Regierung zu 
Arnsberg zur öffentlichen Kenntniß gebracht werden wird, zu beſtaͤtigen geruht, 
Dies wird nach Vorſchrift des §. 3. des Geſetzes über die Aktien⸗ 
Geſellſchaften vom 9. November 1843. hierdurch bekannt gemacht. 1 
Berlin, den 27. April 1856. 5 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
v. d. Heydt. 


Redigirt im Büreau des Staaks-Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


